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Kompetenzen für vernetztes E-Government
Tino Schuppan

Im Kontext von E-Government sind von 
den Verwaltungsmitarbeitern neues 
Wissen, neue Fähigkeiten und Fertigkeiten 
gefragt, die zunehmend IT-ferne Be
schäftigtengruppen erreichen. Insbeson-
dere die behördenübergreifende Zu
sammenarbeit erfordert neue fachliche 
Fähigkeiten. Dabei geht es nicht nur um 
Informationsaustausch, sondern um 
neue Formen vernetzter öffentlicher 
Leistungserstellung. Hierfür bedarf es 
zunehmend so genannter «mixed 
competencies», d.h. interdisziplinären 
Wissens, da die informationstechnischen 
Potenziale nur durch entsprechende 
(inter-)organisatorische Änderungen 
erschlossen werden können. Auch neue 
soziale Kompetenzen sind bei Vernet-
zung vermehrt gefragt, denn je vernetz
ter sich die Leistungserstellung gestaltet, 
desto schwieriger ist auch deren Um
setzung. Hierfür reichen allgemeine 
Projektmanagementkompetenzen allein 
nicht mehr aus. Vielmehr bedarf es neuer 
Kommunikations-, Management- und 
Teamfähigkeiten – ein Aspekt, der in der 
häufig technisch geführten Diskussion 
über E-Government vernachlässigt wird.
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In den letzten Jahren wird die Verwal-
tungsarbeit nicht nur zunehmend von  
Informationstechnik durchdrungen, son-
dern es entstehen auch vielfältige neue 
Formen vernetzter organisationsübergrei-
fender Zusammenarbeit. Diese erfordern 
neue Fähigkeiten und Fertigkeiten für alle 
Beschäftigtengruppen in der öffentlichen 
Verwaltung. Bisher werden Kompetenz
anforderungen, die im Zusammenhang mit 
E-Government stehen, häufig noch sehr 
technisch gesehen – mitunter auch auf die 
Fähigkeit reduziert, Anwendungssysteme 
bedienen zu können. Wissenschaftliche 
Artikel zu E-Government-Kompetenzen 
sind kaum vorhanden. In praktischen  
Projekten und im Behördenalltag zeigt 
sich jedoch zunehmend, dass im Zusam-
menhang mit E-Government neue Kom-
petenzen erforderlich werden, die sich 
deutlich von bisherigen Kompetenzanfor-
derungen unterscheiden. 

Dass neue Anforderungen an das Per-
sonal in der Verwaltungspraxis erforderlich 
werden, ist an sich nichts Neues: Bei-
spielsweise sind beim New Public Manage
ment insbesondere betriebswirtschaftliche 
Kenntnisse gefordert. E-Government setzt 
jedoch insofern neue Massstäbe, als es 
ein neuartiges interdisziplinäres Wissen 
voraussetzt. Das heisst, es reicht nicht 
mehr, nur informationstechnisches Spe
zialistenwissen oder nur Managementwis-
sen zu haben, das vielfach in der Verwal-
tung vorhanden ist. Vielmehr kommt es 
gerade durch organisationsübergreifend 
vernetzte Leistungsstrukturen auf zusätz-
liche neue fachliche wie auch soziale 
Kompetenzen an.

Ziel dieses Artikels ist, diese neuen 
Kompetenzen zu identifizieren und weiter 
zu bestimmen. Dazu wird im Folgenden 
eine begrifflich-konzeptionelle Einordnung 
von E-Government-Kompetenzen mit be-
hördenübergreifendem Bezug vorgenom-
men. Danach wird die relevante Literatur 
ausgewertet, um anschliessend für ver-
schiedene Beschäftigtengruppen in der 

Verwaltung Kompetenzen für behörden
übergreifendes E-Government zu konkre-
tisieren. 

 
Begrifflich-konzeptionelle 
Einordnung von E-Government-
Kompetenzen
Durch die zunehmende Bedeutung von  
lebenslangem Lernen hat der Kompetenz
ansatz weltweit Aufschwung genommen, 
da er es ermöglicht, Lernleistungen, die in 
nicht formalen Bildungsprozessen verlau-
fen, sichtbar zu machen.1 Denn der Kom-
petenzansatz stellt darauf ab, was eine 
Person in einem beruflichen Kontext tat-
sächlich kann, unabhängig davon, wie das 
Wissen erworben wurde.

Gerade in Anbetracht der rasanten Ver-
änderungen in der Arbeitswelt – nicht zu-
letzt ausgelöst durch die Informations-
technik – kommt es noch mehr als bisher 
auf Kompetenzen an. In Abgrenzung dazu 
bezieht sich der Qualifikationsbegriff auf 
Wissensbestände und Fähigkeiten, die in 
formalen und organisierten Bildungspro-
zessen erworben wurden.2 Mit anderen 
Worten: Der Qualifikationsbegriff ist input-
orientiert, der Kompetenzbegriff output
orientiert. 

Der Kompetenzbegriff lässt sich nicht 
eindeutig definieren und weist eine Viel-
zahl von Facetten auf. Kernelemente des 
Kompetenzbegriffs sind nicht nur Wissen, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten, sondern 
auch Persönlichkeitseigenschaften (Dis-
positionen) sowie Werte und Motivatio
nen.3 Zu den grundlegenden Kompe-
tenzarten zählen die fachliche, die soziale 
und die personale Kompetenz4, die alle-
samt auch für behördenübergreifendes E-
Government relevant sind. 

Fachliche Kompetenzen sind erforder-
lich, um die neuen vernetzten E-Govern-
ment-Leistungsstrukturen zu gestalten 
und umzusetzen. Relevant sind hierfür so 
genannte «mixed competencies» bzw. 
fachübergreifendes Wissen. Es handelt 
sich um Wissen, das sich aus verschie-
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denen Bereichen, insbesondere Informa
tionstechnik, organisationsübergreifender 
Prozessgestaltung und dem ggf. dazuge-
hörigen Recht, zusammensetzt. Konkrete 
behördenübergreifende, auf IT-Basis ver-
netzte Organisationsansätze sind bei-
spielsweise die Aufteilung in Front und 
Back Office zwischen mehreren Behörden 
zur besseren Gestaltung des Zugangs zu 
öffentlichen Leistungen oder auch die Ein-
richtung von gemeinsamen (öffentlichen) 
Shared Service Centers zur verbesserten 
Ressourcennutzung im Back Office.5

Dafür ist jedoch nicht nur fachliches 
Wissen erforderlich, sondern auch soziale 
und personale Kompetenzen spielen eine 
Rolle, da mit fortschreitender Vernetzung 
auch die sozialen Interaktionen zuneh-
men. Mit anderen Worten: Es geht um ein 
neues Miteinander mit anderen Personen, 
was generell noch mehr als bisher Eigen-
schaften wie Teamfähigkeit oder Konflikt-
fähigkeit erfordert. Damit im engen Zu-
sammenhang stehen auch personale 
Kompetenzen, die sich auf Persönlich-
keitsmerkmale des Individuums wie z.B. 
seine Organisationsfähigkeit beziehen. 
Bevor die genannten Kompetenzen kon-
kretisiert werden, wird im Folgenden eine 
Literaturauswertung im Hinblick auf E-Go-
vernment-Kompetenzen vorgenommen.

Literatur zu Kompetenzen  
des behördenübergreifenden 
E-Government
In der Public-Management- und Public-
Governance-Literatur sind generell nur 
spärliche Hinweise auf konkrete Kompe-
tenzanforderungen zu finden. Häufig wer-
den dort pauschal betriebswirtschaftliches 
Denken und Instrumentenwissen gefor-
dert.6 Informationstechnik wird im Public 
Management – wenn überhaupt – über-
wiegend als Tool verstanden, da es nach 
dem Verständnis dieser Autoren der Un-
terstützung der eingesetzten betriebswirt-
schaftlichen Instrumente dient. Folglich 
werden in der Public-Management-Litera-
tur bezogen auf Informationstechnik die 
Bedienung und der Umgang mit IT-An-
wendungen in den Vordergrund gestellt.

Der behördenübergreifende Vernet-
zungsaspekt kommt allenfalls in der Pu-
blic-Governance-Literatur zum Ausdruck, 
jedoch ohne Bezugnahme auf Informati-
onstechnik und Prozesse. Hier werden un-
ter dem Begriff Leadership-Fähigkeiten 
insbesondere soziale und personale Kom-
petenzen – allerdings häufig recht allge-
mein – abgehandelt.7 Dabei werden As-
pekte wie Moderationsfähigkeit, neues 
Bewusstsein, Denken in vernetzten Struk-
turen o.Ä. hervorgehoben. 

Zu E-Government-Kompetenzen sind 
erst seit dem Jahr 2000 einige Artikel er-

schienen. Auf internationalen, wissenschaft-
lich einschlägigen Konferenzen war das 
Thema bisher de facto nicht präsent, wie 
eine eigene umfangreiche Auswertung  
von mehr als 400 Konferenzbeiträgen von 
2003 bis 2008 ergeben hat. Der überwie-
gende Teil der Artikel zielt häufig sehr ein-
seitig auf IT-Kompetenzen ab,8 wobei 
jedoch betont wird, dass auch für Füh-
rungskräfte zunehmend IT-Architektur-
Wissen erforderlich ist. Ein Teil der Artikel 
benennt zudem nicht-technische Skill- 
Anforderungen. Dabei wird das Wissen 
um das Prozessmanagement für Füh-
rungskräfte besonders hervorgehoben, da 
ihnen häufig ein vertieftes Prozessver-
ständnis fehlt.9 In nur wenigen Beiträgen 
sind speziell Hinweise auf E-Government-
Kompetenzen bei behördenübergreifender 
Zusammenarbeit zu finden. Diesbezüglich 
hervorgehoben werden insbesondere 
Team- und Leadership-Skills, informelle 
Kommunikations- und Netzwerkfähigkei
ten über Organisationsgrenzen hinweg  
sowie die Fähigkeit, in interdisziplinären 
Teams und Projekten zu arbeiten.10

Auf neues interdisziplinäres Wissen be-
ziehen sich ebenfalls nur wenige Autoren. 
Parrado (2005) betont beispielsweise Um-
setzungsfähigkeiten mit integriertem Ge-
staltungswissen von IT und Organisation, 
Kenntnisse über fachliche Anforderungs
analysen an IT-Systeme sowie die Fähig-
keit, technische Lösungen auf organisato-
rische Probleme anzuwenden. Ähnlich 
wird in einer Studie des European Institute 
for Public Administration (EIPA) aus dem 
Jahr 2005 argumentiert,11 die es zudem für 
erforderlich hält, dass Führungskräfte über 
die Fähigkeiten verfügen, IKT-Trends stra-
tegisch zu bewerten und Schlussfolge-
rungen für organisatorische Strategien zu 
ziehen.12 

Insgesamt ist festzustellen, dass es nur 
wenige Beiträge gibt, die explizit auf Kom-
petenzanforderungen für vernetztes E- 
Government eingehen. Allenfalls sind eini-
ge Hinweise zu finden, die jedoch 
überwiegend auf Führungskräfte begrenzt 
sind, obwohl die vernetzte Zusammen
arbeit im hohen Masse zu Veränderungen 
auf der Arbeitsebene führt und damit die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter betrifft. 
Eine prozess- und arbeitsplatznahe Be-
trachtung von Kompetenzanforderungen, 
wie sie beispielsweise seit einiger Zeit in 
betrieblich-gewerblichen Berufen (z.B. in 
der Automobilbranche) üblich ist, ist bis-
her de facto für die öffentliche Verwaltung 
nicht vorhanden.13 Diese Betrachtung liegt 
auch weniger im Fokus von New-Public-
Management-Reformen, weil es hier eben 
eher um Management bzw. um eine neue 
Steuerung geht. Damit wird deutlich, dass 
es insbesondere im Zusammenhang mit 

behördenübergreifendem E-Government 
einer weiteren Ermittlung und Konkretisie-
rung von Kompetenzen bedarf, die im Fol-
genden vorgenommen wird.

Konkretisierung von  
Kompetenzanforderungen
Für die weitere Konkretisierung von Kom-
petenzanforderungen bedarf es einer stär-
keren arbeitsplatz- und projektnahen Be-
trachtung. Dafür kommen entsprechende 
sozialwissenschaftliche Methoden zum 
Einsatz, insbesondere Arbeitsplatzana
lysen, Beobachtungen sowie Experten
befragungen. Konkret werden in diesem 
Abschnitt Kompetenzen aus behörden
übergreifenden E-Government-Projekten 
abgeleitet. Eine Konkretisierung von Kom-
petenzen wird erreicht, indem Kompe-
tenzen nicht nur – wie überwiegend in der 
Literatur – auf Führungskräfte projiziert, 
sondern auf weitere Beschäftigtengrup-
pen ausgedehnt werden. 

Als empirische Grundlage für die Ablei-
tung neuer Kompetenzanforderungen die-
nen zwei Projekte: die Einführung eines 
elektronischen Vorgangsbearbeitungssys
tems in einer Ministerialverwaltung eines 
Bundeslandes sowie das Kfz-Projekt, das 
2006 im Rahmen der Initiative «Deutsch-
land online» gestartet wurde. Beide Pro-
jekte haben eine behördenübergreifende 
Dimension. Das Kfz-Projekt ist als Fall gut 
geeignet, da es dabei explizit um eine Ver-
netzung und ggf. neue Arbeitsteilung zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen 
geht, um die Online-Zulassung von Kfz zu 
ermöglichen. Gleichzeitig sollen die Back-
Office-Prozesse behördenübergreifend 
neu gestaltet werden, um Kosten zu redu-
zieren. Da das Kfz-Projekt noch nicht ab-
geschlossen ist, dient es eher dazu, Um-
setzungskompetenzen zu ermitteln.

Beim Projekt zur elektronischen Vor-
gangsbearbeitung wurde ein Dokumen-
tenmanagement-System (DMS) einge-
führt, das alle zu einem ministeriellen 
Vorgang gehörenden Dokumente und Un-
terlagen elektronisch erfasst, verwaltet 
und archiviert. Die jeweiligen Bearbeiter 
sind beispielsweise berechtigt, eigene 
elektronische Vorgänge anzulegen, in die 
alle Arten von Dokumenten eingefügt wer-
den können. Das Projekt ist bereits abtei-
lungsübergreifend und pilothaft ressort
übergreifend umgesetzt, sodass auch 
erste Aussagen bzgl. behördenübergrei-
fender Anforderungen getroffen werden 
können. Weil Arbeitsprozesse durch die 
Einführung zum Teil grundlegend geändert 
wurden, ist das Projekt besonders gut ge-
eignet, um auch neue Kompetenzanforde-
rungen für die Arbeitsebene abzuleiten.

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit wer-
den im Folgenden wichtige Kompetenz
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anforderungen dargestellt, die in den Fäl-
len beobachtet, in teilstandardisierten 
Interviews erfragt und ggf. durch weitere  
konzeptionell-analytische Überlegungen 
abgeleitet wurden. In der folgenden Dar-
stellung wird zwischen Mitarbeitenden, 
Projektleitern und Führungskräften unter-
schieden, um einige der relevanten Rollen 
innerhalb der Verwaltung zu berücksich
tigen. 

Mitarbeiter: Veränderte  
Arbeitsprozesse erfordern neue 
Kompetenzen
Durch das neue DMS wurden unmittelbar 
die Arbeitsprozesse verändert, sodass 
(zunächst) insbesondere die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter auf der Ausfüh-
rungsebene betroffen waren. Die Vorgangs-
bearbeitung wurde komplett umgestellt, 
was eine grössere Kompetenz erfordert, 
als lediglich ein neues Anwendungssystem 
bedienen zu können. Insbesondere ist ein 
erweitertes Verständnis ganzheitlicher Ar-
beitszusammenhänge über Organisati-
onsgrenzen hinweg gefordert. Dabei hat 
sich gezeigt, dass Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter noch mehr als bisher in der 
Lage sein müssen, das eigene Tun in Be-
ziehung zu anderen Prozessschritten zu 
setzen. Insbesondere ist es notwendig, 
eigenes Handeln in die vorangehenden 
und nachfolgenden Arbeitsschritte ande-
rer Aufgabenträger einordnen zu können. 
Hier sind insbesondere Kooperations- und 
Teamfähigkeit auf der Arbeitsebene erfor-
derlich; nicht zuletzt deshalb, weil das DMS 
zur Parallelisierung von Arbeitsschritten 
und auch stärker für kollaborative Arbeits-
formen genutzt wird. Damit verbunden 
sind auch zunehmend Fähigkeiten zur 
Selbstorganisation auf der Ausführungs
ebene, die bisher nicht in dem Masse ver-
langt waren. 

Ebenso sind von Mitarbeitern vielfach 
noch stärker als bisher Mitwirkungskom-
petenzen gefragt: Sie müssen in der Lage 
sein, in Projekten mitzuarbeiten. Dazu  
gehört auch, dass sie ihre eigenen Ar-
beitsprozesse vor dem Hintergrund der 
informationstechnischen Vernetzungspo-
tenziale kritisch hinterfragen können. 
Ebenso müssen sie die für die Projektar-
beit nötigen Teamkompetenzen aufwei-
sen, die bei behördenübergreifenden Pro-
jektgruppen ebenfalls noch stärker als 
bisher erforderlich sind. 

Projektleiter: Interdisziplinäre 
Kenntnisse werden wichtig
Projektleiterinnen und Projektleiter müs-
sen insbesondere in der Lage sein, ver-
netzte Projekte mit ihren interdisziplinären 
Anforderungen umzusetzen. Dazu sind IT-
Anforderungen mit den organisatorischen 

Gestaltungszielen in der Umsetzung auf
einander abzustimmen. Projektleiter haben 
dabei das Wissen der IT-Spezialisten,  
Organisationsziele, Fachanforderungen 
sowie rechtliche Fragen so zu orchestrie-
ren, dass am Ende die gewünschte  
Gesamtarchitektur entsteht. 

Gerade im Kfz-Projekt hat sich gezeigt, 
dass Projektleiter unterschiedliche Fach-
gebiete teilweise in grosser Tiefe beherr-
schen müssen, um die einzelnen Arbeits-
beiträge der beteiligten Experten auf
zunehmen und zu verarbeiten. Hinzu 
kommt die Mehrebenenproblematik: Es ist 
in hohem Masse erforderlich, die unter-
schiedlichen Handlungsrationalitäten der 
verschiedenen Akteure auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene mit ihren 
jeweiligen fachlichen Sichtweisen auf eine 
gemeinsame Zielsetzung auszurichten. 
Dabei hat sich gezeigt, dass die spezi-
fischen Wissensanforderungen typischer-
weise «in Wellen» auftraten: Informations-
technische Fragen wurden teilweise von 
prozess- und juristischen Fragen überla-
gert, traten zeitlich versetzt auf und konn-
ten nur integrativ behandelt werden. Die 
Projektleiterrolle erfordert hier auch eine 
Übersetzungsfunktion zwischen den ver-
schiedenen Themen, die es dann zum Teil 
auch eigenständig weiterzuentwickeln gilt. 
Diese fachbezogenen Wellen mussten 
gleichzeitig mit den politischen Anforde-
rungen und Rationalitäten mehrerer Ver-
waltungsebenen in Einklang gebracht 
werden, sodass hier eine ausgeprägte 
ebenenübergreifende Moderations- und 
Verhandlungskompetenz erforderlich wur-
de. 

Hinsichtlich der sozialen Kompetenzen 
hat sich gezeigt, dass die durch den  
vernetzten Projektcharakter komplexen 
Stakeholder-Strukturen mit unterschied-
lichen und vielfach konträren Interessen im 
Vergleich zu behördeninternen Projekten 
ein Vielfaches an Kommunikations- und 
Teamfähigkeit erfordern. Auch besteht die 
Notwendigkeit, vernetzt zu denken, da 
einzelne Prozessänderungen bei einem 
Träger eventuell zu massiven Verände-
rungen bei anderen Trägern führen, was 
kaum zu Beginn eines Projekts abzusehen 
ist. 

Führungskräfte: Vertieftes 
Prozesswissen wird nötig
Bei den Projekten hat sich gezeigt, dass 
Leadership-Fähigkeiten, wie sie überwie-
gend in der Public-Governance-Literatur 
gefordert werden, zwar notwendig, jedoch 
nicht ausreichend und häufig auch zu all-
gemein formuliert sind. Auch Führungskräfte 
brauchen ein grundlegendes Prozessver-
ständnis, was auch mit der vorhandenen 
Literatur zu E-Government-Kompetenzen 

übereinstimmt. Erforderlich für Führungs-
kräfte, die E-Government-Projekte verant-
worten, sind zudem organisationsüber-
greifende Gestaltungskompetenzen, unter 
Einbezug von generellem IT-Architektur-
wissen, die bisher für sie noch kaum ge-
fragt waren. Dabei wurde in den Projekten 
aber deutlich, dass Führungskräfte nicht 
jeden einzelnen Prozessschritt in letzter 
Detailtiefe kennen müssen. Notwendig ist 
jedoch grundlegendes Wissen über Pro-
zessverläufe der Arbeitsebenen. Denn in 
kritischen Projektphasen müssen Füh-
rungskräfte nicht nur für politische Unter-
stützung sorgen, sondern auch mit den 
Fachbereichen anderer Ebenen und Res-
sorts kommunizieren und teilweise fach-
liche Überzeugungsarbeit leisten. Dazu 
gehört auch die Fähigkeit, Vertrauen zur 
Fachebene aufbauen zu können. 

Neue Kompetenzanforderungen entste-
hen für Führungskräfte auch, wenn die 
neuen behördenübergreifenden Leistungs
strukturen aufgebaut sind. Dann kommen 
ggf. angepasste Führungsinstrumente zum 
Einsatz. So zeichnet sich auch für Füh-
rungskräfte ab, dass Kommunikations- 
und Teamfähigkeit noch mehr als bei bis-
herigen Leistungsstrukturen notwendig 
ist. Vielfach ist aber noch völlig unklar, wie 
die neuen Führungskonzepte aussehen, 
wenn Telearbeitsplätze, virtuelle Organisa-
tionen oder Shared Service Centers – um 
nur einige Beispiele IT-basierter vernetzter 
Organisationsmodelle zu nennen – flächen
deckend eingeführt sind. 

Fazit: E-Government erfordert 
neue Kompetenzen
Die vernetzten bzw. behördenübergreifen-
den Organisationsmodelle erfordern zu-
nächst erweiterte fachliche Kompetenz, 
weil sie zum Teil grundlegend die Mecha-
nismen und die Funktionsweise von Be-
hörden verändern. Da Verwaltungen im 
hohen Masse informationsbasiert arbei
ten, ist davon nahezu jeder Bereich betrof-
fen. Hinzu kommt, dass durch das Vernet-
zungspotenzial Informationstechnik zu-
nehmend organisationsrelevant wird und 
damit auch bisher IT-ferne Beschäftigten-
gruppen betrifft. Weiterhin wurde deutlich, 
dass mit steigendem Vernetzungsgrad die 
sozialen Kompetenzanforderungen stei-
gen; andernfalls sind die neuen Organisa-
tionsformen weder umzusetzen noch kann 
darin gearbeitet werden. 

Die vorliegenden Ergebnisse stellen ers
te Ergebnisse einer grösseren For-
schungsarbeit dar und bedürfen der wei-
teren Konkretisierung und Validierung. 
Fest steht jedoch, dass durch E-Govern-
ment selbst zahlreiche neue fachliche An-
forderungen entstehen. Diese werden bei 
behördenübergreifenden Projekten noch-
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mals verstärkt und erfordern weitere  
soziale Kompetenzen. Es ist deutlich ge-
worden, dass hiervon nahezu alle Be
schäftigtengruppen, wenn auch – je nach 
Rolle – in unterschiedlicher Form und Aus-
prägung, erfasst werden. 

Es ist zu beobachten, dass der öffent-
liche Sektor gerade vor dem Hintergrund 
neuer IT-basierter Formen der vernetzten 
Leistungserstellung vor einer grundlegen
den Neubewertung von beruflicher Hand-
lungskompetenz – insbesondere auf der 
Arbeitsebene – steht. Eine Herausforde-
rung, die sich durch formale Weiterbildung 
allein kaum lösen lassen wird. Deshalb 
kommt es umso mehr auf die richtige Per-
sonalauswahl an; auch informelle Lernpro-
zesse dürften zukünftig in der öffentlichen 
Verwaltung gerade im Zusammenhang mit 
vernetztem E-Government an Bedeutung 
gewinnen. Hierfür gilt es Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, wozu auch eine neue 
Lernkultur gehört.


